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Sonderförderprogramm 
Ost beschlossen 

^ehr Wachstum und Be- 
schäftigung in den neuen 
Bundesländern schaffen 
soll das Sonderförderpro- 
§ramm Ost, das die Präsi- 
den von CDU und CSU am 
y. März auf einer gemein- 
samen Sitzung in Wörlitz 
^schlössen haben. 

Es sei die Aufgabe der Po- 
'ttik, erklärten Angela Mer- 
ke' und Edmund Stoiber auf 
iner gemeinsamen Presse- 

konferenz zu dem Beschluss, 
le dazu notwendigen Rah- 

^enbedingungen zu setzen: 

„Sechs Wochen vor der 
Landtagswahl in Sachsen- 
Anhalt ist überall spürbar: 
Die Menschen erwarten das 
jedenfalls nicht von Rot-Rot. 
Von dieser Parteienkombi- 
nation haben sie genug." 

Mit dem Spitzenkandi- 
daten Wolfgang Böhmer - 
darin waren sich die Partei- 
vorsitzende und der Kanzler- 
kandidat einig - „sind in- 
zwischen die Chancen des 
Wechsels, auf den so viele 
hoffen, sehr groß". 

(Siehe auch Seite 2) 
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KLAUSURTAGUNG   IN   WöRLITZ 

Deutschland ist kein 
Land für die rote Laterne 

Ein „Signal der Geschlos- 
senheit und der Siegeszu- 
versicht" geht von Wörtlitz 
- so die Parteivorsitzende - 
auch mit Blick auf die Bun- 
destagswahl am 22. Sep- 
tember aus: „Wir arbeiten 
gemeinsam auf die Ablö- 
sung der Schröder-Regie- 
rung hin." 

Schon jetzt lehnen die 
Bürgerinnen und Bürger - 
genau so wie sie von Rot-Rot 
in Sachsen-Anhalt, Meck- 
lenburg-Vorpommern und in 
Berlin die Nase voll haben - 
Rot-Grün auch auf Bundese- 
bene ab. Zu oft sind sie ent- 
täuscht worden. „Verspro- 
chen - gebrochen" - das cha- 
rakterisiere geradezu die 
dreieinhalb Jahre Schröder 
seit 1998. 

Aber: „Deutschland ist 
kein Land für die rote La- 
terne. Deutschlands Bestim- 
mung ist es nicht, das 
Schlusslicht in Europa zu 
sein." Denn mit der Union 
gibt es eine klare Alterna- 
tive. Wo der im Augenblick 
noch regierende Kanzler es 

nicht versteht, die enorme 
Wirtschaftskraft dieses Lan- 
des auszuschöpfen, trauen 
CDU und CSU den Men- 
schen einfach mehr zu und 
werden die Hindernisse be- 
seitigen, die Rot-Grün ihrem 
Fleiß, ihrer Takraft in den 
Weg stellt. 

„Es liegt im Interesse aller 
Deutschen, dass der Osten 
wieder nach vorne kommt"- 
erklärte der Kanzlerkandidat 
der Union in Wörlitz. Wenn 
es nicht gelinge, den Abstand 
zwischen den alten und den 
neuen Bundesländern zu ver- 
ringern, werde Deutschland 
vom letzten Platz in Europa 
nicht wegkommen. 

Edmund Stoiber: „Unsere 
Aufgabe ist es, die Bedin- 
gungen dafür zu schaffen, 
dass es im Osten wieder Auf- 
schwung, neue Arbeitsplätze 
und Hoffnung gibt. Vor al- 
lem die jungen Menschen 
müssen eine Perspektive rrt 
ihrer Heimat haben. Die Ab- 
wanderung junger und krea- 
tiver Leute aus dem Osten 
muss gestoppt werden." 
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KLAUSURTAGUNG   IN  WöRLITZ 

BESCHLUSS   DER   PRäSIDIEN   VON   CDU   UND   CSU 

Im Osten was Neues 
Die Ostdeutschen haben 
mit ihrer friedlichen Re- 
volution vom Herbst 1989 
den Sozialismus überwun- 
den und die Vorausset- 
zung für die Wiederher- 
stellung der deutschen 
Einheit in Freiheit ge- 
schaffen. Die neuen Län- 
der sind seit der staatli- 
chen Einheit feste Be- 
standteile der Bundesre- 
publik Deutschland. Seit- 
her hat sich die wirtschaft- 
liche und soziale Situation 
der Ostdeutschen entschei- 
dend verbessert. 

Im nächsten Jahrzehnt 
wird Ostdeutschland zur 
Mitte Europas. Der Wandel 
von der Industrie- zur Wis- 
Sensgesellschaft wird zu 
Weitreichenden Veränderun- 
gen führen. Beides muss als 
Chance begriffen werden. 
Für den Aufbau Ost kann die 
bisherige Orientierung an der 
Schnellstmöglichen Anglei- 
chung der Lebens- und Wirt- 
schaftsverhältnisse der alten 
Länder nicht mehr der allei- 
n'ge Maßstab sein. Nicht der 
b|s in alle Einzelheiten ko- 
pierte Nachbau West, son- 
dern die kreative Neuaus- 
r,chtung an den Erfordernis- 
Sen des weltweiten Wettbe- 
werbs ist das Markenzeichen 
rur den Aufbau Ost. 

Die Union ist die Partei 
der deutschen Einheit und 
bleibt der Garant für die in- 
nere Einheit Deutschlands. 
Sie muss wieder in stärkere 
Verantwortung    kommen. 
Sowohl in der wirtschaftli- 
chen Entwicklung als auch 
auf dem Arbeitsmarkt  ist 
seit dem Regierungsantritt 
von Rot-Grün die Schere 
wieder auseinander gegan- 
gen - zu Ungunsten der 
neuen  Länder.   Seit   1990 
war der Abstand in der Ar- 
beitslosenrate zwischen Ost 
und West noch nie so hoch 
wie zum jetzigen Zeitpunkt. 
Die Abwanderung junger, 
gut ausgebildeter und lei- 
stungsorientierter   Men- 
schen aus den neuen in die 
alten Länder ist seit  1998 
dramatisch gestiegen. Der 
Osten Deutschlands braucht 
neue Perspektiven! 

SONDERFORDER- 
PROGRAMM OST 

Schwerpunkt 1: Mit- 
telstandsoffensive 
für Ostdeutschland 

• Aus Privatisierungserlö- 
sen des Bundes werden wir 
eine Existenzgründer- und 
Innovationsoffensive für den 

Mittelstand in Ostdeutsch- 
land einleiten. 
• Zum Ausbau der Grün- 
derförderung wird die Bera- 
tung von Existenzgründern 
(coaching) und die Bereit- 
stellung von Risikokapital 
intensiviert werden. 
• Im Rahmen der Innovati- 
onsförderung sind die in 
Ostdeutschland vorhande- 
nen Forschungs- und Ent- 
wicklungspotenziale in klei- 
nen und mittleren Unter- 
nehmen zu stärken sowie die 
Vernetzung dieser Unter- 
nehmen mit der industrie- 
nahen Forschung an Hoch- 
schulen und Forschungsein- 
richtungen auszubauen. 
• Darüber hinaus muss die 
Erschließung überregionaler 
Absatzmärkte für ostdeut- 
sche Produkte und Dienstlei- 
stungen verbessert werden. 

Schwerpunkt 2: 
Innovationspoten- 
ziale stärken 

• Durch den Ausbau von 
Forschungseinrichtungen, 
Hochschulen und Fach- 
hochschulen wollen wir ge- 
zielt Innovationspotenziale 
stärken und neue, innovati- 
ve Strukturen weiterführen 
bzw. aufbauen, wo dies noch 
nicht geschehen ist. 
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• Wir werden offensiv tech- 
nologieorientierte Grün- 
dungen an Universitäten 
und Fachhochschulen för- 
dern. 
• Zudem müssen verstärkt 
ausländische Investoren für 
Forschungsinvestitionen in 
Ostdeutschland gewonnen 
werden. 

Schwerpunkt 3: 
Infrastrukturausbau 

• Schwerpunkte sind die 
verbesserte Anbindung der 
Regionen an die großen 
Verbindungsachsen, die Er- 
tüchtigung des Schienen- 
netzes und eine verbesserte 
Verkehrsverbindung zu den 
EU-Beitrittsländern. Bei 
baureifen Maßnahmen soll 
die Finanzierung vorrangig 
erfolgen. Dabei sollen al- 
ternative Finanzierungsmo- 
delle in die Überlegungen 
mit einbezogen. 
• Die Verkehrsprojekte 
Deutsche Einheit sind kon- 
sequent weiter zu finanzie- 
ren. Das Umgehungsstras- 
senprogramm muss über das 
Jahr 2003 hinaus fortgeführt 
werden. 
• Für die Kommunen ist 
eine Infrastrukturpauschale 
einzuführen. 

Finanzierung 

• Das Sonderprogramm 
soll  aus  Privatisierungser- 

lösen, Mittelumschichtun- 
gen im Bundeshaushalt und 
nach Anspringen der Kon- 
junktur entstehenden Spiel- 
räumen finanziert werden, 
die nach Auslaufen des In- 
vestitionszulagengesetzes 
Ende 2004 gezielt eingesetzt 
werden. 

Neben diesem Sonder- 
förderprogramm Ost sind 
die Rahmenbedingungen zu 
verbessern: 

WIRTSCHAFT 
UND ARBEIT 

Mehr Freiheit 
für eigene Wege 

• Zur gezielten Förderung 
von Ansiedlungen und Inve- 
stitionen in Ostdeutsch-land 
werden wir zeitlich befri- 
stete Öffnungs- und Experi- 
mentierklauseln in Bundes- 
gesetzen schaffen. Vor al- 
lem bei Genehmigungsver- 
fahren oder auch im Hoch- 
schulrecht können so fle- 
xible und unbürokratische 
Antworten auf spezifisch 
ostdeutsche Herausforde- 
rungen gefunden werden. 
• Neue Verfahren zur Be- 
schleunigung des Planungs- 
rechts und für ein verein- 
fachtes Baurecht müssen in 
Kraft gesetzt werden. 

Mehr Autonomie 
bei der Wirtschafts- 

förderung - Auf 
die eigenen Stärken 
setzen 

• Die Länder müssen die 
Möglichkeit erhalten, ihre 
Wirtschaftsförderung stär- 
ker auf die eigenen regio- 
nale Stärken und Wachs- 
tumspole zu konzentrieren. 
Ansatzpunkte für solche 
Wachstumspole oder clu- 
ster besonders in technolo- 
gieintensiven Wirtschafts- 
zweigen finden sich vor al- 
lem dort, wo es eine hoch- 
wertige Forschungs- und 
Bildungsinfrastruktur gibt. 
Um diese Pole herum bilden 
sich Netzwerke von Zuliefe- 
rern und Dienstleistern. Die 
„Abstrahleffekte" solcher 
Zentren in das Umland müs- 
sen durch die Regionalför- 
derung gezielt unterstützt 
werden. 
• Eine leistungsfähige In- 
frastruktur, ein hohes Inve- 
stitionsniveau und ein brei- 
tes Angebot innovativer 
Produkte und Dienstleistun- 
gen sind die tragenden Pfei- 
ler für mehr Wachstum und 
Beschäftigung. Die Wirt- 
schaftsförderung für Ost- 
deutschland muss sich daher 
konsequent auf die Kernbe- 
reiche Infrastruktur, Investi- 
tionen und Forschung und 
Entwicklung konzentrieren- 
• Investitionen müssen bei 
Ausrüstungen und Betrie- 
ben wieder über dem ge" 
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samtdeutschen Maßstab lie- 
gen. Der weitere Aufbau des 
Kapitalstocks ostdeutscher 
Unternehmen ist Grundvor- 
aussetzung für dauerhaft 
höheres Wachstum. Er muss 
auf hohem Niveau weiter 
unterstützt werden. Das Vo- 
lumen der Investitionsför- 
derung durch Zuschüsse, 
zinsgünstige Darlehen und 
Bürgschaften muss daher 
aufrecht erhalten werden. 
• Wir werden uns bei der 
Europäischen Union dafür 
einsetzen, dass die Wirt- 
schaftsförderung in Ost- 
deutschland weiterhin auf 
hohem Niveau aufrecht er- 
halten werden kann. 

Selbständige 
Existenzen wirksam 
sichern 

* Es müssen einschneidende 
Gesetzesänderungen zum 
Schutz der Leistungserbrin- 
ger beschlossen werden. Um 
v°r allem die Bauhandwer- 
ker besser gegen unverschä- 
mte Insolvenz zu sichern, 
Müssen unberechtigte Zahl- 
ungsverweigerungen und - 

verzögerungen erschwert 
undberechtigte Forderungen 
schneller und besser durch- 
gesetzt werden. Der von 
Sachsen und Thüringen erar- 
beitete Gesetzentwurf zur 
Verbesserung der Zahlungs- 
m°ral bietet dafür wichtige 
Ansatzpunkte. 

• Die Liquidität der kleinen 
und mittleren Unternehmen 
ist durch eine Ausweitung 
der Ist-Besteuerung in der 
Umsatzsteuer auf Unterneh- 
men bis zu 2,5 Mio. € Um- 
satz pro Jahr zu verbessern. 
• Bei Ertragsteuervoraus- 
zahlungen für Existenz- 
gründerist auf die besondere 
Liquiditätssituation Rück- 
sicht zu nehmen. 
• Die Baseler Verhandlun- 
gen über eine neue Eigenka- 
pitalrichtlinie für Banken 
dürfen zu keiner generellen 
Verschlechterung der Kre- 
ditkonditionen für mittel- 
ständische Unternehmen 
führen. Bei der vorgesehe- 
nen Wirkungsanalyse müs- 
sen die Effekte von Basel II 
auf die Kreditkonditionen in 
den alten und neuen Län- 
dern differenziert unter- 
sucht werden, um der unter- 
schiedlichen Wirtschaftsla- 
ge und Wirtschaftsstruktur 
gerecht zu werden. 
• Zur Stabilisierung der 
wirtschaftlichen Basis des 
Mittelstandes ist der Fokus 
insbesondere auf die Förde- 
rung von Beteiligungskapital 
für Existenzgründer und mit- 
telständische Unternehmen 
zu richten. Zur Begleitung 
des Strukturwandels in der 
Wirtschaft sollen die eigen- 
kapital schwachen Unterneh- 
men in Ostdeutschland über 
eine stärkere risikomäßige 
Absicherung in der Grün- 

dung und der Verbesserung 
ihrer Wettbewerbsfähigkeit 
unterstützt werden. Vor die- 
sem Hintergrund hat die von 
der Union konzipierte Steu- 
erreform, durch die vor allem 
die Nachbeteiligung der mit- 
telständischen Wirtschaft 
behoben wird, eine beson- 
dere Bedeutung. 

Staatliche Förde- 
rung der Ost-West- 
Wanderung muss 
auf den Prüfstand 

• Finanzielle Hilfen zur 
Förderung der Mobilität sol- 
len zurückgefahren werden, 
um die Abwanderung aus 
dem Osten zu begrenzen. 

Beschäftigungs- 
fähigkeit auf dem 
ersten Arbeitsmarkt 
verbessern 

• Die Instrumente der ak- 
tiven Arbeitsmarktpolitik, 
insbesondere die Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen so- 
wie die Umschulungs- und 
Fortbildungsmaßnahmen, 
müssen so ausgestaltet wer- 
den, dass Arbeitslose mög- 
lichst rasch wieder in den 
ersten Arbeitsmarkt einge- 
gliedert werden können. Der 
Schwerpunkt der Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen 
sollte sich auf die Unterstüt- 
zung älterer Arbeitsloser 
konzentrieren. 
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• Für Langzeitarbeitslose 
müssen Aufgabenfelder 
außerhalb der Erwerbsarbeit 
erschlossen werden, soweit 
andere Möglichkeiten der 
Arbeitsmarktintegration 
ausscheiden. 

Überschaubare Per- 
spektiven für eine 
Lohnangleichung 

• Es wäre falsch, die Zu- 
kunft der neuen Länder dau- 
erhaft mit niedrigen Löhnen 
zu erkaufen. In der Privat- 
wirtschaft sollten wirt- 
schaftlich sinnvolle Lohn- 
differenzierungen Vorrang 
haben. Erzielte Produkti- 
vitätsfortschritte sollen da- 
her an die Beschäftigten 
weitergegeben werden. 
• Bis zum Jahr 2007 muss 
im Öffentlichen Dienst des 
Bundes eine Angleichung 
der Besoldung und der Ta- 
rife erfolgen. 
• Für die Länder müssen bei 
Besoldungs- und Zulagen- 
regelungen Öffnungsklau- 
seln zugelassen werden, da- 
mit leistungsorientiert, fle- 
xibel und der wirtschaftli- 
chen Lage entsprechend be- 
zahlt werden kann. 
• Bei den niedergelassenen 
Kassenärzten müssen die Ho- 
norare bis zum Jahr 2007 
schrittweise angeglichen wer- 
den, um eine qualitativ hoch- 
wertige medizinische Versor- 
gung zu gewährleisten. 

LANDWIRTSCHAFT 

Wettbewerbsfähige 
Strukturen gehören 
zur deutschen 
Agrarordnung 

• Die historisch gewachse- 
nen landwirtschaftlichen Un- 
ternehmen und Betriebs- 
formen in Ostdeutschland 
sind gleichwertige Elemen- 
te der deutschen Agrar-ver- 
fassung. Bei der Förderung 
landwirtschaftlicher Betrie- 
be kommt es auf deren Pro- 
blemlage und nicht aussch- 
ließlich auf ihre Betriebs- 
größe an. 
• Bei nationalen Entschei- 
dungen wie zum Beispiel 
der Einführung der Modula- 
tion sind die soziale Lage der 
ostdeutschen landwirtschaf- 
lichen Unternehmen und die 
Interessen der flächeninten- 
siven ostdeutschen Land- 
wirtschaft besonders zu 
würdigen. 

KOMMUNEN UND 
STADTSANIERUNG 

Eigenverantwor- 
tung und Selbstver- 
waltung der Kom- 
munen stärken 

• Die Kommunen brauchen 
mehr Autonomie bei den 
Gemeindefinanzen. 

• Das Engagement für die 
Ansiedlung von Unterneh- 
men, für die Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplät- 
zen und für ein attraktives 
Wohn- und Lebensumfeld 
muss stärker belohnt wer- 
den. 
• Der Abriss von Platten- 
bauten sollte Vorrang haben 
gegenüber teuren Rück- 
baukonzepten. 

FÖDERALISMUS 

Länderkompeten- 
zen stärken und 
eigenständige Ent- 
wicklungen fördern 

• In der Verfassungspraxis 
ist die ursprünglich im 
Grundgesetz angelegte Ver- 
teilung der Gesetzgebungs- 
kompetenzen zu Lasten der 
Länder verschoben worden. 
Mitsprache- und Beteili- 
gungsrechte sind vielfach an 
die Stelle von Gestaltungs- 
rechten getreten. 
• Zur Erhaltung von Eigen- 
ständigkeit und Eigenver- 
antwortung der Länder ist 
eine Kompetenzordnung 
mit ausgeprägter Länderge- 
setzgebungskompetenz er- 
forderlich. Dadurch werden 
regionale Vielfalt gestärkt 
und Bürgernähe wiederher- 
gestellt. 
• Das derzeitige System der 
Gemeinschaftsaufgaben 

6 • UID 8/2002 



BESCHLUSS   DER   PRäSIDIEN   VON   CDU   UND   CSU 

begrenzt die Eigenstaatlich- 
keit der Länder und ist 
schwerfällig und bürokra- 
tisch im Vollzug. Durch 
Auflösen solcher Mischfi- 
nanzierungen muss ein An- 
reizsystem eingeführt wer- 
den, das Erfolg und Misser- 
folg der Politik deutlich 
"lacht. Dabei muss die fi- 
nanzielle Ausgangslage der 
°stdeutschen Länder be- 
rücksichtigt werden. 
* Ostdeutsche müssen in 
ßundesbehörden- insbeson- 
dere in Leitungsfunktionen- 
angemessen vertreten sein. 

NATION UND 
GESCHICHTE 

Das planen CDU und CSU 
Die deutsche Wirtschaft wird nach Ansicht der Union 

nur dann wieder Fuß fassen,wenn der Osten aufholt. Des- 
halb haben die Präsidien von CDU und CSU auf ihrer 
Klausurtagung ein „Sonderförderprogramm Ost" be- 
schlossen. Einer der Kernpunkte ist der Aufbau mittel- 
ständischer Strukturen. Die Union plant nun eine Exi- 
stenzgründer- und Innovationsoffensive. 

Die Offensive umfasst alle Bereiche. Potenzielle Inve- 
storen sollen leichter an Kapital kommen, Genehmi- 
gungsverfahren vereinfacht, bereits bestehende Unter- 
nehmen etwa mit Blick auf unverschuldete Insolvenz stär- 
ker abgesichert werden. 

Um die Abwanderung zu begrenzen, will die Union Fi- 
nanzhilfen zur Förderung der Mobilität zurückfahren. 
Ferner ist geplant, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auf 
ältere Arbeitslose zu beschränken. Die Entgelte im öf- 
fentlichen Dienst sollen bis 2007 ausgeglichen werden. 

aus: Die Welt 

Friedliche Revoluti- 
on der Ostdeutschen 
von 1989 als fester 
Bestandteil unserer 
Erinnerungskultur 

* Deutschland muss mit der 
trrichtung eines Freiheits- 
Und   Einheitsdenkmals   in 

er''n dieses Ereignis wür- 
digen. 
* Der 50. Jahrestag des Ar- 
be'teraufstandesam 17. Juni 
^03 muss als nationaler 

Gedenktag würdig began- 
gen werden. 
* Die Opfer der SED-Dik- 
tatur müssen auf der Basis 
?fs   Antrages   der   CDU/ 

SU-Bundestagsfraktion 
Ureine Ehrenpension ange- 

messen entschädigt werden. 
Damit wird deren Einsatz 
für Freiheit, Demokratie 
und Menschenrechte ge- 
würdigt. 
• Für die ca. 50.000 Ost- 
deutschen, die als Heimkeh- 
rer oder ehemalige Zivilde- 
portierte im Gegensatz zu 
den Westdeutschen keine 
Entschädigung erhalten hat- 
ten, muss Gerechtigkeit her- 
gestellt werden. 
• Zur Förderung der inne- 
ren Einheit sollte die Poli- 
tik alle Aktivitäten und In- 
itiativen unterstützen, da- 
mit die Menschen aus den 
alten und neuen Ländern 
sich begegnen und näher- 
kommen. 

OSTERWEITERUNG 
DER EUROPÄI- 
SCHEN UNION 

Nationales Pro- 
gramm zur Förde- 
rung der Grenz- 
regionen 

• Die Entwicklung der 
Grenzregionen ist durch an- 
gemessene Übergangsvor- 
schriften zur EU-Oster- 
weiterung und ein Grenz- 
gürtelförderprogramm zu 
sichern. 
• Der Ausbau transeuro- 
päischer Netze muss von 
Deutschland vorangetrie- 
ben werden. UD 
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RAPID   RESPONSE 

Wahlfakten gegen Schröders und 
Höppners rote Schönfärbereien 

„Rapid Response" aus der 
Bundesgeschäftsstelle auf 
die Behauptungen des 
Bundeskanzlers und des 
amtierenden Ministerprä- 
sidenten von Sachsen-An- 
haltauf dem Ost-Parteitag 
der SPD in Magdeburg am 
10. März: 

Gerhard Schröder: 
„Wir stehen in besonde- 
rer Weise für Solidarität 
zwischen West und Ost." 

Gegen eine Bevorzugung 
von DDR-Übersiedlern bei 
der Bereitstellung von Woh- 
nungen und Arbeitsplätzen: 
„Wer später kommt, muss 
sich hinten anstellen." (Han- 
noversche Allgemeine Zei- 
tung, 8. II.1989) 

Gerhard Schröder: 
„Was wir [...] angescho- 
ben haben mit dem Pro- 
gramm Stadtumbau Ost, 
dafür stehen bis 2009 2,6 
Mrd. € zur Verfügung. 
Das dient dazu, die Städte 
liebens- und lebenswer- 
ter zu machen, f...] Es 
dient aber auch dazu, die 
Städte besser zu machen 
als  Investitionsstandort. 

Sie [die Programme] sind 
erfolgreich und werden 
erfolgreich umgesetzt." 

Keine erhöhten Mittel 
Die rot-grüne Regierung 
stellt keine zusätzlichen 
Gelder zur Verfügung, son- 
dern erfindet für schon vor- 
handene Gelder neue Titel 
und addiert virtuelle Beträge 
für mehrere Jahre über die 
Finanzplanung hinaus. 

Langfristig deutlich 
weniger Geld 

Die Gelder für den Kom- 
plex Städtebau deutsch- 
landweit betrugen im Jahr 
1998 noch 356,4 Mrd.€, im 
Jahr 2000 nur noch 306,1 
Mrd. €. Von der Verringe- 
rung der Mittel unter Rot- 
Grün ist auch der Osten 
Deutschlands betroffen 

Reinhard Höppner: 
„Wir müssen die Men- 
schen davon überzeu- 
gen, dass mit den Sozial- 
demokraten und nur mit 
den Sozialdemokraten der 
Osten eine solide Zu- 
kunftsperspektive hat. [...] 
Wenn ich sehe, was die 

Anderen da auf die Beine 
bringen, dann sage ich 
mir, dass können wir 
auch den Menschen in 
diesem Lande hier im 
Osten des Landes antun. 
[...] Da haben wir allemal 
die besseren Konzepte." 

Sachsen-Anhalt ist das be- 
ste Beispiel für eine „solide 
sozialdemokratische Zu- 
kunftsperspektive Ost". Die 
Arbeitslosenquote liegt bei 
20,8 %-neue Länder 19,1 % 
(Bundesanstalt für Arbeit)- 
Nirgends so viele arbeits- 
losejugendliche. 

Sachsen-Anhalt hat mit einer 
Quote von 17,8% aller ab- 
hängig erwerbstätigen Perso- 
nen unter 25 Jahren im Fe- 
bruar 2002 die meisten ar- 
beitslosen Jugendlichen in 

Deutschland (BfA). Die Zahl 
der erwerbslosen Jugendli- 
chen lag noch einmal urn 
durchschnittlich 1.277 Perso- 
nen höher als im Januar 2002- 
Auch im Jahresdurchschnitt 

2001 gab es in Sachsen-An- 
halt mit einer Jugendarbeits- 
losenquote von 17,1 % mehr 
Arbeitslose als in allen ande- 
ren Ländern (BfA). 

8 • UID 8/2002 
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Letzter Platz beim 
Wirtschaftswachstum 
in der Regierungszeit 
Höppners 

Das Wirtschaftswachstum 
'n Sachsen-Anhalt seit Re- 
gierungsantritt Reinhard 
Höppners im Jahr 1994 be- 
trug nur durchschnittlich 
2,6% pro Jahr (1994 bis 
2001). Das war das schwäch- 
ste Wachstum in den neuen 
Bundesländern (Branden- 
burg: 3,5 %, Thüringen: 
3,2%, Sachsen: 3,0%, 
Mecklenburg-Vorpommern: 
3.1% pro Jahr). 

Das durchschnittliche Wachs- 
am in allen neuen Bundes- 
'ändern lag bei 3,0 % (Volks- 
wirtschaftliche Gesamtrech- 
nung der Länder 1995 und 
2001). In der Regierungszeit 
derCDU lag Sachsen-Anhalt 
beim durchschnittlichen 
Wirtschaftswachstum mit 
+9,8 % pro Jahr noch auf dem 
leiten Platz der neuen Bun- 
desländer. 1993 wies das 
Land zusammen mit Thürin- 
§en sogar das höchste Wirt- 
Schaftswachstum aller neuen 
Bundesländer auf (+12,6 
bzw. 12,7% pro Jahr). 

Mit einer Exportquote von 
18»4% liegt Sachsen-Anhalt 
j*n letzter Stelle der neuen 
Bundesländer, deren Schnitt 
bei 23,2% liegt (Quelle: Stä- 
dtisches  Bundesamt;  Un- 

ternehmensberatung Roland 
Berger). 

Die     Selbständigenquote 
verharrt bei 6,6 %, wobei der 
Durchschnitt der neuen Län- 
der um 8,0% liegt. 

Seit 1994 acht Prozent 
weniger Erwerbstätige 

Die Zahl der Erwerbstäti- 
gen ist dagegen seit 1994 um 
7,7 % zurückgegangen (1994: 
1,121 Mio. Erwerbstätige, 
Platz 2 der neuen Bundeslän- 
der; 2001: 1,035 Mio., vor- 
letzter Platz vor dem SPD- 
PDS-regierten Mecklenburg- 
Vorpommern; Volkswirt- 
schaftliche Gesamtrechnung 
der Länder, Statistisches Lan- 
desamt Thüringen) 

Immer weniger 
Gewerbebetriebe 

Während sich in Sachsen- 
Anhalt unter CDU-Führung 
von 1991 bis 1993 noch über 
19.000 Gewerbebetriebe 
mehr ansiedelten als abmel- 
deten, rutschte der Saldo un- 
ter der Verantwortung der 
Regierung Höppner bis zum 
Jahr 2000 in den negativen 
Bereich: Im Jahr 1999 gab es 
142 Gewerbebetriebe weni- 
ger ein als ein Jahr zuvor, 

Vollständiger Text: 
www.wahlfakten.de 

2000 waren es sogar 974 
weniger. Das CDU-regierte 
Sachsen hatte dagegen mit 
+5.746 Gewerbebetrieben 
im Jahr 1999 und mit +2.452 
Betrieben im Jahr 2000 einen 
deutlichen Zuwachs zu ver- 
zeichnen. (Quelle: Statisti- 
sches Bundesamt) 

Ungeachtet der schlechten 
Situation der Wirtschaft 
will die Regierung in diesem 
Jahr nur 21 Prozent des 
Haushalts für Investitionen 
ausgeben. Das ist die nied- 
rigste Investitionsquote in 
den neuen Ländern (Durch- 
schnitt: 23,0%). 

Überdurchschnittliche 
Rezession im Jahr 2001 

Sachsen-Anhalts Wirtschaft 
schrumpfte im Jahr 2001 um 
0,9%, während die durch- 
schnittliche Wirtschaftslei- 
stung in allen neuen Bundes- 
länder nur um 0,3% zu- 
rückging. Im CDU-regierten 
Sachsen wuchs das Bruttoin- 
landsprodukt dagegen um 
0,8 %. (Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung) 

Reinhard Höppner 
„Die gleichberechtigte 
Teilnahme von Männern 
und Frauen am Arbeitsle- 
ben gehört für uns zu den 
unverzichtbaren Zielen 
sozialdemokratischer 

Politik." 
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Schröder und 
Frauenpolitik 

Die rot-grüne Rentenreform 
benachteiligt vor allem 
Frauen. Auch die Streichung 
des Haushaltsfreibetrages für 
Alleinerziehende trifft sie be- 
sonders. Mit gerade einmal 
vier Prozent Frauen im Top- 
Management trägt Deutsch- 
land auch in der Frauenpoli- 
tik die rote Laterne in Europa. 
Und in der SPD haben Frauen 
schon lange keine Chance 
mehr: Alle führenden Partei- 
und Staatsämter sind mit 
Männern besetzt. Außerdem 
hat sie SPD in Sachsen-An- 
halt die geringste Frauen- 
Quote aller Parteien. Gering- 
schätzig sprach Gerhard 
Schrödereinmal von „Frauen 
und das ganze andere Ge- 
döns" (vgl. z. B. Süddeutsche 
Zeitung, 30.5.1998; Mann- 
heimer Morgen, 25.1.2002). 
Alice Schwarzer, Feministin 
der ersten Stunde: „Es 
scheint, als war die Frauen- 
frage nie so nebensächlich, 
wie in der aktuellen Regie- 
rung" (dpa, 17.1.2001). 

Reinhard Höppner 
„Ich höre ja von der CDU 
immer, sie wollen Steuer- 
erleichterungen, insbe- 
sondere für die mittel- 
ständischen Unterneh- 
men. Und was fordern sie 

[CDU] jetzt: das Strei- 
chen der Investitionszu- 
lage. Das ist doch genau 
eine Steuererleichterung 
für die Unternehmen, die 
investieren wollen. Die 
CDU weiß offenbar 
nicht, was sie will. Ein Hü 
und ein Hott. Wir haben 
eine klare Linie." 

„Klare Linie der Regie- 
rung für den Mittel- 
stand" = höhere Kosten 
und mehr Bürokratie 

• Ökosteuer: Massive Er- 
höhung der Betriebskosten 
bei Handwerk und Handel 
sowie im Dienstleistungs- 
und Verkehrssektor; Frei- 
stellungen gelten im Regel- 
fall nicht für kleine und mitt- 
lere Betriebe. 
• Betriebsverfassungsge- 
setz: Insgesamt kommen auf 
die Wirtschaft Mehrkosten 
in Höhe von 2,7 bis 4 Mrd. 
DM (1,4 bis 2 Mrd. Euro) pro 
Jahr zu (IW Köln); allein 
durch geändertes Wahlver- 
fahren für Betriebe mit we- 
niger als 51 Beschäftigten 
1,2 Mrd. DM (0,6 Mrd. Euro) 
Mehrkosten, sofern die 
Quote der Firmen mit Be- 
triebsrat von 11 auf 22% an- 
steigt (Quelle: IW Köln). 
• Steigende Lohnneben- 
kosten: Anfang 2002 durch- 

schnittlich 41,3% (Renten- 
vers.: 19,1 %, Krankenvers.: 
durchschnittlich 14% - 
Quelle: Die Welt -, Pflege- 
vers.: 1,7%). 
• 630-DM-Gesetz: Höhere 
Kosten, Bürokratie-Chaos; 
• Scheinselbstständigkeits- 
gesetz: Entmutigung für Neu- 
gründer, mehr Bürokratie 
• Einschränkung befriste- 
ter Arbeitsverträge: Ein- 
schränkung der Flexibilität. 

Sinkende Fördermittel 

• Halbierung der Förder- 
mittel für kleine und mittlere 
Unternehmen im Bundes- 
haushalt von 1999 bis 2002 
(1999:493 Mio. Euro; 2002 
[Soll]: 244 Mio. Euro); 
• Kürzung der Förderung 
der regionalen Wirtschafts- 
struktur (Ost) von 2002 bis 
2005 um insgesamt 600 
Mio. Euro (Haushaltsgesetz 
2002). 

Einseitige Entlastung 
großer Kapitalgesell- 
schaften 

IW-Köln: „Selbst nach Ab- 
schluss der Reform im Jahr 
2005 werden die Personen- 
unternehmen um rund 6 
Punkte stärker belastet als 
die Kapitalgesellschaften." 
Die von der Bundesregie- 
rung durchgesetzte Steuer- 
reform kommt in erster Li- 
nie den großen Kapitalge" 
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Seilschaften zugute. Für sie 
hat sich die Ertragsteuerbe- 
lastung zum 1.1.2001 um 
rund 13 Prozentpunkte ver- 
ringert. Strukturelle Ver- 
besserungen wie die ab 
1.1.2002 geltende Steuer- 
freiheit für Gewinne aus Be- 
teiligungsverkäufen kom- 
men hinzu. Für die mittel- 
ständischen Personenunter- 
nehmen hat sich die steuer- 
liche Situation durch die 
Steuerreform nicht nen- 
nenswert verbessert: Die er- 
tragsteuerliche Grenzbela- 
stung ist zum 1.1.2001 nur 
tun rund 3 Prozentpunkte 
gesunken. 

Entlastung jetzt 
erforderlich 

Seit Rot-grün regiert, ist die 
Zahl der Unternehmensin- 
solvenzen von Jahr zu Jahr 
gestiegen: Von 26.400 im 
Jahr 1999 über 28.200 im 
Jahr 2000 (Statistisches 
Bundesamt) auf 32.400 im 
Jahr 2001. Das ist ein neuer 
Rekordstand und entspricht 
einem Anstieg von 16,0 % 
gegenüber dem Jahr 2000. 

(Creditreform).Die Selbst- 
ständigenquote sank im Jahr 
1999 auf 9,3% (Quelle: 
°ECD).Im ersten Halbjahr 
200l in Deutschland 3,4 % 
Weniger Gewerbeanmel- 
dungen als im ersten Halb- 
jahr 2000 (Statistisches 
fctrndesamt). 

WOLFGANG   MECKELBURG: 

Kurvenreiche Antwort 
Der CDU-Bundestags- 

abgeordnete Wolfgang 
Meckelburg wollte von der 
Bundesregierung wissen, 
ob sie „die von Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder 
auf dem Kongress des 
Deutschen Industrie- und 
Handeslkammertags 
(D1HK) am 4. Februar ge- 
troffene Aussage bestäti- 
gen kann, wonach die Fi- 
nanzierung der Arbeitslo- 
senhilfe aus den Lohnne- 
benkosten und nicht aus 
Steuermitteln finanziert 
wird" (Frage Nr. 112). 

Die Antwort, die 
der Parlamentari- 
sche Staatssekretär 
Gerd Andres dar- 
auf am 21. Feburar 
gegeben hat, lautet: 

Die Ausgaben für die 
Arbeitslosenhilfe als pas- 
sive Transferleistung er- 
bringt der Bund aus Steu- 
ermitteln. Im Mittelpunkt 
der  Betreuung   der  Ar- 

Mittelstand durch 
Neuregelungen stärker 
belastet als vorher 

„Die angeblichen Wohlta- 
ten für den Mittelstand er- 

beitslosenhilfebezieher 
durch die Bundesanstalt 
für Arbeit steht jedoch de- 
ren schnellstmögliche In- 
tegration in das Erwerbs- 
leben. Die dafür notwen- 
digen Leistungen der ak- 
tiven Arbeitsförderung 
werden aus dem beitrags- 
finanzierten Haushalt der 
Bundesanstalt für Arbeit 
erbracht. Das wiederum 
hat Auswirkungen auf die 
Höhe der Lohnnebenko- 
sten. Auf diese Problema- 
tik wollte der Bundeskanz- 
ler hinweisen. 

In ihrer „Rapid 
Response" vom 
4. Februar bereits 
hatte die CDU- 
Bundesgeschäfts- 
stelle auf Schrö- 
ders Behauptung, 
kaum dass er sie 
gemacht hatte, 
mit: „Schröder ist 
nicht informiert" 
geantwortet (UiD 
4/2002, Seite 12). 

weisen sich bei näherem 
Hinsehen als Luftnum- 
mern." (K.H.Däke, Präsi- 
dent des Steuerzahlerbunds 
unter Hinweis auf viele Ein- 
zelregelungen) ÜD 
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UMFRAGEN 

Bundestagswahl - Sonntagsfrage 
Wenn am nächsten Sonntag Wahlen wären... 

Institut Allensbach Emnid Forsa ForschGr 
Wahlen 

infratest- 
dimap 

20.2.2002 8.3.2002 6.3.2002 8.3.2000 8.3.2002 

CDU/CSU 36,1% 39% 41% 41% 41% 

SPD 34,1% 38% 35% 37% 35% 

B'90/Grüne 6,5% 6% 6% 5% 6% 

F.D.P. 13,2% 9% 8% 8% 9% 

PDS 6,6% 6% 6% 5% 6% 

Sonstige 3,5% 4% 4% 4% 3% 

iiinf/J 

Die aktuellen Umfrageergebnisse (Sonntagsfrage) werden laufend 
veröffentlicht unter: www.wahlrecht.de/umfragen/index.htm 

Viele Teilnehmer unter- 
stützen die Forderungen 

der Union 
Nach der Abstimmung über Zuwande- 
rung im Deutschen Bundestag am 
1. März hat im Auftrag der rot-grünen 
Bundesregierung das Presse- und Infor- 
mationsamt eine online-Umfrage gestar- 
tet. Die bisherigen Ergebnisse zeigen: 
Viele Teilnehmer unterstützen die For- 
derung der Union, Zuwanderung nicht 
auszuweiten, sondern zu begrenzen. • 
Die CDU sollte in geeigneter Form - in 
Gesprächen, per Telefon, per E-Mail - 
Mitglieder und Freunde auffordern, sich 
ebenfalls an der Umfrage zu beteiligen. 
• Die Adresse für Meinungen zum 
Thema: http.V/www.bundesregierung. 
de/services/voting/umfrage. 

Wenn das Zusammen- 
leben mit Zuwanderern 

klappen soll 
• Deutsches Recht muss für alle hier Le- 
benden verbindlich gelten. • Die Be- 
herrschung der deutschen Sprache bleibt 
Schlüsselqualifikation fürdie Integration 
der hier lebenden Ausländer. • Nur mit 
einer systematische Integrationspolitik 
kann eine Gesellschaft 650.000 Auslän- 
der, die jährlich neu in unser Land kom- 
men, verkraften. Diese drei Forderungen 
waren die Antwort, die Wolfgang Bos- 
bach auf dem 3. RheinErftForum auf 
die Herausforderungen gab, denen sich 
Deutschland stellen müsse, wenn „das 
Zusammenleben mit Zuwanderern klap- 
pen" soll und Konflikte mit ihnen ver- 
mieden werden sollen. 
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KURZ    &    BÜNDIG 

UM DIE BÜRGER aus 
•"eichend vor verurteilten ge- 
fährlichen Straftätern, ins- 
besondere Sexualtätern, zu 
schützen,  hat  Hessen  im 
Bundesrat eine Gesetzesi- 
nitiative zur nachträglichen 
Sicherungsverwahrung vor- 
§estellt.     Justizminister 
Christean Wagner:  „Stellt 
sich erst während des Straf- 
v°llzugs   eine   gefährliche 
"angtätereigenschaft eines 
Verurteilten   heraus    und 
konnte  deshalb  im   Urteil 
keine    Sicherungsverwah- 
rung angeordnet werden, so 
mUss der Verurteilte trotz 
nachträglicher Feststellung 
seiner Gefährlichkeit nach 
Verbüßung der Strafe heuti- 
gem Recht zufolge wieder 
auf freien Fuß gesetzt wer- 
den."   Deshalb   der   Vor- 
schlag: zur Schließung der 
*~ücke im Strafgesetzbuch 
eine Vorbehaltslösung, die 
auch eine nachträgliche Si- 
cherungsverwahrung mög- 
lich macht. 

^HEBLICHEN   Ver 
^altungsmehraufwand be- 
Urchten die Kommunen 

durch die beabsichtigte 
Neuregelung des Waffenge- 
Seizes. Es soll künftig nicht 
nur 
dürfnis 

eine  permanente   Be- 

de 
sprüfung geben, son- 

.ern   auch   eine   laufende 
berwachung der Vereine 

~Urch die Unteren Waffen- 
behörden. Die Kommunal- 

CSU Sieger bei den Kommunalwahlen 
Deutlicher, als es sich noch am Montag nach der Wahl ab- 
zeichnete, ist die CSU bei den bayerischen Kommunal- 
wahlen als Sieger durchs Ziel gegangen. Nach Auszäh- 
lung aller Stadtrats- und Kreistagswahlen kommt sie auf 
45.5 Prozent: ein Zugewinn gegenüber den Wahlen von 
1996 um 2,4 Prozent. Demgegenüber hat die SPD 0,5 Pro- 
zent verloren und erreichte insgesamt 25,2 Prozent. Die 
Verluste der Grünen: Sie erhielten 5,7 Prozent gegenüber 
6,9 Prozent vor sechs Jahren. Die Freien Wähler liegen bei 
15.6 Prozent. Die FDP kam auf 2 Prozent (plus 0,4) 

politische Vereinigung der 
niedersächsischen CDU 
nach einer Vorstandssit- 
zung: „Die Pflicht von Ver- 
einen, Personen, die nicht 
mehr regelmäßig am Schieß- 
betrieb teilnehmen, den Ord- 
nungsbehörden zu melden, 
kommt einer Spitzelfunk- 
tion gleich." 

KNAPP ZWEI JAHRE 
nach der von Schröder 
spektakulär in Szene gesetz- 
ten Rettung von Holzmann 
spitzt sich die Lage des Bau- 
konzerns wieder dramatisch 
zu. Bankenkreise sprechen 
von einem Fehlbetrag von 
fast200 Millionen Euro. Vor 
zwei Jahren lag das Minus 
bei 80 Millionen. Das Han- 
delsblatt kommentiert: „Ord- 
nungspolitische Eingriffe 
der Politik in die freie Wirt- 
schaft sind problematisch. 
Die Bilanz der Intervention 
von Schröder im Fall Holz- 
mann ist negativ." 

DAS BURDA-MODELL, 
mit dem 1996 in der Offen- 
burger B urda Druck H underte 
von Arbeitsplätzen gerettet 
wurden, ist rechtskräftig. Da 
die GmbH keinem Arbeitge- 
berverband angehörte, war 
die Geschäftsleitung berech- 
tigt, mit den Druckereiarbei- 
tern ein Bündnis für Arbeit zu 
schließen, das die Aufrechter- 
haltung der Arbeitsplätze mit 
einer längeren Arbeitszeit 
verband. Über 98 Prozent der 
Mitarbeiter hatten dem zuge- 
stimmt. Jürgen Todenhöfer, 
stellv. Vorsitzender des Vor- 
stands von Hubert Burda Me- 
dia: „Es bleibt eine Absurdität 
des deutschen Arbeitsmarkts, 
dass man zur rechtswirksa- 
men Kündigung von Arbeits- 
plätzen nur einige Wochen 
braucht, zu einem Bündnis 
zur Rettung von Arbeitsplät- 
zen jedoch sechs Jahre. Der 
Gesetzgeber sollte endlich 
eine klare Rechtsgrundlage 
schaffen." UD 
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KONGRESS   „ARBEIT  FüR  ALLE"   IN   GELSENKIRCHEN 

KANZLERKANDIDAT   EDMUND   STOIBER: 

Nur mit neuer Dynamik schaffen 
wir neue Arbeitsplätze 

Aus der Rede auf dem Ar- 
beitsmarkt-Kongress der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion am 6. März: 

Auch in Bayern haben 
Staatsregierung, Gewerk- 
schaften und Arbeitgeber 
ein Bündnis für Beschäfti- 
gung ins Leben gerufen. Da 
herrscht nicht immer Einig- 
keit zwischen Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmervertre- 
tern, aber wir haben immer 
einen Weg gefunden, die 
Weichen für mehr Arbeits- 
plätze zu stellen. Das ist 
auch deshalb gelungen, weil 
meine Regierung zu diesem 
Bündnis substanziell beige- 
tragen hat: 

Wir haben einen Arbeits- 
marktfonds geschaffen, aus 
dem Projekte für ältere und 
für ausländische Arbeitslose, 
für sozial benachteiligte Ju- 
gendliche und andere Grup- 
pen finanziert werden, die 
sich schwer in den ersten Ar- 
beitsmarkt integrieren. 

Wir haben mit einer 
gemeinsamen Ausbildungs- 
initiative für zusätzliche 
Lehrstellen in Problemre- 
gionen gesorgt. 

Wir haben investiert • 
in Existenzgründerzentren, 
• in Wagniskapitalfonds, • 

in neue Technologien, • 
in die Forschung, • in die In- 
novationsfähigkeit des Mit- 
telstandes, • in die Moder- 
nisierung der Infrastruktur. 

Das hat Zukunftspers- 
pektiven eröffnet. Das hat 
die Wettbewerbsfähigkeit 
gestärkt. Das hat Wachs- 
tumsimpulse gegeben. Das 
hat die Kräfte des Marktes 
mobilisiert. Das hat Dyna- 
mik freigesetzt. 

Nur mit neuer Dynamik 
schaffen wir neue Arbeits- 
plätze. Hier liegt der Schlüs- 
sel für die Lösung unserer 
Probleme in Deutschland: 
Wir müssen unsere Lei- 
stungskräfte wieder mobili- 
sieren. Wir müssen den Mo- 
tor wieder anwerfen! 

Leistungskräfte stärken, 
das heißt unter anderem, den 
Strukturwandel zukunftso- 
rientiert voran zu treiben. Ich 
nenne das an erster Stelle, 

weil es natürlich gerade hier 
im Ruhrgebiet eine zentrale 
Herausforderung ist und 
weil die SPD hier viel zu 
lange auf der Bremse stand. 

Statt sich an nicht mehr 
Tragfähiges zu klammern, 
muss eine verantwortliche 
Regierung die Förderung 
von Wachstums- und Zu- 
kunftsträchtigem forcieren- 
Den Stolz der Menschen auf 
eine große Leistung und 
Tradition als Zentrum des 
Kohlebergbaus zu bewah- 
ren und den Wandel abzufe- 
dern, darf nicht daran hin- 
dern, Erhaltungssubventio- 
nen umzulenken in die 
Eröffnung neuer Chancen 
und den Anschub von Zu- 
kunftsfeldern. 

Ich möchte hier daran er- 
innern: Es war die Regie' 
rung Kohl, die dem Bergbau 

eine tragfähige Perspektive 
mit hohen öffentlichen Sub- 
ventionen bis 2005 ver- 
schafft, aber auch den Struk- 
turwandel als Weg in die Zu- 
kunft gefördert hat. 

1111974 
Voller Wortlaut der 

Rede unter 
www.stoiber.de 

und: cdu.de(politik 
a-z, arbeitsmarkt) 
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„STUNDE   DER   WAHRHEIT"1 

MARIA   BöHMER: 

Die Familienpolitik der SPD ist 
Ausdruck von Hilflosigkeit 

£u familienpolitischen 
Äußerungen der stellver- 
tretenden SPD-Bundesvor- 
sitzenden Renate Schmidt 
erklärte die stellvertreten- 
de Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: 

Sechs Jahre nach der 
Einführung des Rechtsan- 
sPruchs auf einen Kinder- 
Sartenplatz ist offenkundig, 
dass die größten Versäum- 
te bei der Kinderbetreu- 
Ung in den SPD-regierten 
^ändern liegen: 

Offenbarungseid 

* Einen besonderen Offen- 
karungseid leistet „Schrö- 
derland". Für 100 Kinder 
§lrjt es in Niedersachsen 
Slatistisch gesehen nur 89 
^'ndergartenplätze. Damit 
lst der Rechtsanspruch auf 
e'nen Kindergartenplatz im 
e'§enen Land des Bundes- 
kanzlers Makulatur. Zum 
Vergleich: In Baden-Würt- 
temberg sind es 124 Kin- 
dergartenplätze pro 100 
Kinder. 
"* In den alten Bundeslän- 
dern liegt Baden-Württem- 
berg vorne. Die Schlusslich- 
ter sind Bremen, NRW, Nie- 

dersachsen und Schleswig- 
Holstein. Bei den Kinder- 
gartenplätzen liegen in den 
neuen Bundesländern die 
CDU-regierten Länder Thü- 
ringen und Sachsen vorne. 
Auch bei den Hortplätzen 
liegen Hessen mit 42 und 
Bayern mit 29 Plätzen pro 
1000 Kinder vor dem rot- 
grün-regierten Nordrhein- 
Westfalen mit 23 Plätzen 
pro 1000. 

Das gleiche Bild bei den 
Ganztagsschulen: 

• Das unionsregierte 
Thüringen ist bundesweiter 
Spitzenreiter mit einem An- 
teil von fast 10% Ganztags- 
schulen an allen allgemein- 
bildenden Schulen. Es folgt 
Baden-Württemberg mit 
6,8 % Ganztagsschulen. 
• Nicht der Süden ist 
Schlusslicht, sondern der 
Norden:    Bremen:   0,7% 

Ganztagsschulen, Schles- 
wig-Holstein: 1,3% Ganz- 
tagsschulen, Niedersach- 
sen: 3,0 % Ganztagsschulen. 

Nordrhein-Westfalen hat 
im Westen zwar den größten 
Anteil an Ganztagsschulen. 
Dieser Platz wird aber nur 
durch den schulpolitischen 
Flop „Gesamtschule = Ganz- 
tagsschule" erreicht. 

Die Position der Union 

Alle Kinder müssen dem 
Staat gleichviel Wert sein: 
Es geht um Kinder und nicht 
um die Erwerbstätigkeit der 
Eltern. Die Union setzt auf 
ein Familiengeld, das die 
Familien spürbar entlastet, 
Kinder wirklich aus der So- 
zialhilfe holt und überdies 
den Lohnabstand schafft, 
damit sich für viele eine Ar- 
beitsaufnahme lohnt. 

Die Familienpolitik darf 
nicht nur die finanzielle Si- 
tuation von Sozialhilfeemp- 
fängern und Beziehern klei- 
nerer Einkommen verbes- 
sern. Wir wollen Gerechtig- 
keit für alle Familien und 
eine wirksame Familienför- 
derung. Diesem Grundsatz 
folgt das Familiengeld. UD 
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DIETRICH   AUSTERMANN   UND   BARTHOLOMäUS   KALB: 

Wissenschaftlicher Dienst des 
Bundestags bestätigt Unionskritik 

Zu einem neuen Gutach- 
ten des wissenschaftlichen 
Dienstes des Deutschen 
Bundestages zur Beschaf- 
fung A 400 M erklärten 
der haushaltspolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion und 
der haushalts- und finanz- 
politische Sprecher der 
CSU-Landesgruppe: 

Das Bundesfinanzmini- 
sterium (intern), der Bun- 
desrechnungshof, private 
Gutachter und jetzt der wis- 
senschaftliche Dienst des 
Deutschen Bundestags-sie 
alle widersprechen dem 
Wunsch des Bundesvertei- 
digungsministers, das Be- 
schaffungsvorhaben A 400 
M auf der Basis des abge- 
schlossenen internationalen 
Vertrages in die Tat umzu- 
setzen. 

Das BMF hat am 26. 
Februar gegenüber dem 
BMVg mitgeteilt, dass 
• die angestrebte Beschaf- 
fungsentscheidung zugleich 
bedeutet, dass ein künftiger 
Haushaltsgesetzgeber inso- 
weit präjudiziert ist, als er 
bei der Ablehnung einer 
weitergehenden Verpflich- 
tungsermächtigung im Er- 
gebnis  eine  grob  unwirt- 

schaftliche Beschaffungs- 
entscheidung trifft, weil 
zum Gesamtpreis von 5,1 
Mrd € deutlich weniger 
Flugzeuge beschafft werden 
können; 
• für den hypothetischen 
Fall derSchadlosstellungje- 
doch davon ausgegangen 
werden muss, dass die ver- 
bleibende Anzahl von Flug- 
zeugen auf eine Größenord- 
nung von 20 bis 30 Flug- 
zeugen absinkt; 
• das Bundesfinanzmini- 
sterium eine weitere Plafond- 
aufstockung  des  Verteidi- 

gungsetats (Epl. 14) nicht in 
Aussicht stellen kann. 

Der Bundesrechungshof 
stellt fest, dass der unter- 
zeichnete Vertrag mit der 
nicht ausreichenden Be- 
schreibung des Leistungsge- 
genstands gegen Haushalts- 
recht des Bundes verstößt. 

Vom Bundesfinanzmini- 
sterium beauftragte Wissen- 
schaftler kommen zu dem 
Ergebnis, der Vertrag könne 
mit den vereinbarten Kondi- 
tionen nicht ratifiziert wer- 
den und müsse in jedem Falle 
nachverhandelt werden. 

HANS-PETER   REPNIK 

Scharping gestoppt 
Mit den Erklärungen der 
Koalitionsfraktionen, 
keine Entscheidung im 
Hinblick auf die Ent- 
sperrung der Verpflich- 
tungsermächtigung für 
die Beschaffung der 
Transportflugzeuge A 
400 M in der Sitzung des 
Haushaltsausschusses zu 
treffen, hat sich die poli- 
tische Lage geändert. 

Damit steht die Gefahr 
einer Verletzung des par- 

lamentarischen Budget- 
bewilligungsrechts nicht 
mehr unmittelbar bevor, 
wie es das Verfassungs- 
prozessrecht als Voraus- 
setzung für eine entst- 
ehende Klage fordert. 

Die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion hat aus 
diesem Grund ihren An- 
trag auf Erlass einer einst- 
weiligen Anordnung auf 
dem Weg nach Karlsruhe 
angehalten. 
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CDU   SACHSEN 

GEORG   MILBRADT: 

Von unserm Parteitag geht ein klares 
Signal der Geschlossenheit aus 

Mit einem Wahlergebnis 
von 71,24 %, ist der Lan- 
desvorsitzende der Sächsi- 
schen Union, Prof. Georg 
Milbradt, von den Dele- 
gierten der CDU Sachsen 
auf dem Sonderparteitag 
ani 9. März zum Kandida- 
ten für das Amt des Mini- 
sterpräsidenten nominiert 
Worden. 

Milbradt erhielt 166, Her- 
ausforderer Dietmar Vetter- 
^ann 97 Stimmen. Neben 
den Delegierten hatten sich 
über 200 Gäste und mehr als 
°0 Pressevertreter im alten 
Terminal des Dresdner Flug- 
hafens versammelt, um diese 
w'chtige Entscheidung für 
d'e Zukunft des Freistaates 
Achsen mitzuerleben oder 
darüber zu berichten. 

Gemeinsam stark 

Georg Milbradt äußerte 
dazu: „Vom Parteitag der 
ClXJ Sachsen geht damit 
^'eder ein klares Signal der 
Geschlossenheit aus. Die 
^ersonaldiskussion der letz- 
ten Wochen ist beendet. Die 

artei muss ab heute wieder 
eine geschlossene Einheit 
Sein   und   zur   Sacharbeit 

l'olo: Matthias Hehl 

zurückkehren. Das erwartet 
als Hilfe und Unterstützung 
für ihren Landtagswahl- 
kampf die CDU in Sachsen- 
Anhalt von uns, und das er- 
wartet auch die gesamte 
Union in Deutschland. Wir 
wollen die Bundestagswahl 
im Herbst gewinnen. Das 
können wir nur, wenn wir 
zusammenstehen. Gemein- 
sam sind wir stark, lautet das 
Sprichwort."' 

Er sei überzeugt, dass jetzt 
Partei und Fraktion die 
Mehrheitsentscheidung  un- 

terstützen. Die Mitglieder 
der CDU-Landtagsfraktion 
seien sich dessen bewusst, 
dass die Sächsische Union 
nur mit einem starken Mini- 
sterpräsidenten wiederwäh- 
len gewinnen könne. 

Hürde genommen 

Mit dieser Nominierung 
hätte die sächsische CDU 
eine große Hürde genom- 
men, so Milbradt weiter. 
Eine der wichtigsten Per- 
sonalentscheidungen der 
Sachsen-Union, seit Kurt 
Biedenkopf auf dem Dresd- 
ner Parteitag 1990 zum 
Spitzenkandidaten nomi- 
niert wurde, sei nun auf der 
Zielgeraden angekommen. 

Mit dem Rücktritt von 
Kurt Biedenkopf am 18. 
April werde eines der erfolg- 
reichsten Kapitel der Wie- 
dervereinigung zu Ende ge- 
hen. „Kurt Biedenkopf hat 
als Ministerpräsident dem 
Freistaat Sachsen Achtung 
nach außen und Stabilität 
nach innen gebracht", be- 
tonte Milbradt. Seine kluge 
und weitsichtige Politik 
habe ein solides Fundament 
gelegt. Jetzt sei es an uns, 
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das Erbe zu mehren. „Wir 
wollen diese Politik fortset- 
zen. Sächsische Politik mit 
mir soll weiter berechenbar 
bleiben. Mein Ziel ist ein 
modernes, mitmenschliches, 
ein weltoffenes Sachsen. 
Der Freistaat soll wieder ei- 
nen vorderen Platz in Eu- 
ropa einnehmen. Das war 
sächsische Politik. Das wird 
sie auch in Zukunft bleiben." 

Prof. Milbradt, der als 
ehemaliger Finanzminister 
länger als 10 Jahre die Ge- 
schicke Sachsens maßgeb- 
lich mitbewegt hatte, war auf 
dem 15. Landesparteitag im 
September letzten Jahres in 
Glauchau zum Landesvorsit- 
zenden der CDU Sachsen ge- 
wählt worden. Die Partei 
hatte ihm damit ein klares 
Votum erteilt, die Kandida- 
tur für die Nachfolge des Mi- 
nisterpräsidenten in Sachsen 
anzutreten. Mit der Nominie- 
rung auf dem Dresdner Son- 
derparteitag hat ihn die Basis 
zum Kandidaten für dieses 
Amt erhoben. Das Verfahren 
dafür wurde bereits auf dem 
Glauchauer Parteitag ein- 
stimmig beschlossen. 

Am 18. April wählt der 
Sächsische Landtag, in dem 
die CDU-Fraktion mit 76 
von 120 Mandaten die abso- 
lute Mehrheit besitzt, den 
neuen Ministerpräsidenten. 

In einer zweiten Veran- 
staltung am gleichen Ort im 
Anschluss an den Sonder- 

Sein Motto: „Gemeinsam mehr aus Deutschland ma- 
chen!" Das Ziel seiner scharfen Kritik: Rot-Grün und die 
verfehlte Politik der Schröder-Regierung. Generalse- 
kretär Laurenz Meyer war nach Andernach gekommen, 
um die Parteifreunde vor der Urwahl des Oberbürger- 
meisters zu unterstützen. CDU-Kandidat Hans-Georg 
Hansen: „Auch in dieser Stadt kriegen wir die Folgen so- 
zialdemokratischer Politik zu spüren. Das Urteil der Auf- 
sichtsdirektion in Trier über Andernach: mittelfristig fi- 
nanziell nicht leistungsfähig." Foto: Harald Hoffmarin 

Parteitag hat die Landesver- 
treterversam mlungderCDU 
Sachsen die Landesliste für 
die Wahlen zum Deutschen 
Bundestag aufgestellt. Die 
vom Landesvorstand be- 
schlossene Reihenfolge der 
Listenkandidaten, wurde 
durch die Versammlung der 
Landesvertreter bestätigt. 
Die ersten fünf Plätze neh- 
menein: Dr. Michael Luther, 
MdB (1) Zwickau, Staatsmi- 
nister Manfred Kolbe (2) 
Naunhof, Christa Reichard, 
MdB (3) Dresden, Gerhard 
Schulz, MdB (4) Leipzig und 
Maria Michalk (5) Spree- 
wiese. 

Claudia Hassenbach 
ist seit dem 1. Februar 
neue Bundesgeschäfts- 
führerin der Frauen-Un- 
ion im Konrad-Aden- 
auer-Haus. Die studierte 
Historikerin war zwei 
Jahre freiberuflich für das 
Bundeskanzleramt tätig 
und ging 1994 als wissen- 
schaftliche Mitarbeiterin 
in das Bundestagsbüro 

von Maria Böhmer. The- 
menschwerpunkte ihrer 
Arbeit: Gleichberechti- 
gung, Reform der Wit- 
wenrente, gegen Gewalt 
in den Medien. 
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GENERALSEKRETäR LAURENZ MEYER: 

Schröder biedert sich der PDS an 
Es sind noch knapp 30 Wo- 
chen bis zur Bundestags- 
wahl, aber schon beginnt 
Bundeskanzler Schröder 
sich auf schamlose Art der 
PDS anzubiedern. Statt 
vernünftig mit dem politi- 
schen Erbe der DDR um- 
?-ugehen, steht bei Schrö- 
der nur das taktische 
Machtkalkül im Vorder- 
grund seiner Vorschläge, 
anders kann man den Vor- 
stoß mit dem Umgang des 
Politischen Erbes der DDR 
und dem SED-Regime 
n'cht bezeichnen. 

Ich   sehe   darin   keinen 
Umgang mit der DDR-Ver- 

gangenheit, sondern ein un- 
verhohlenes Angebot an die 
PDS. Es ist ein Schlag in das 
Gesicht der Menschen in 
Ostdeutschland, die, wenn 
sie nicht mehr nachweisen 
müssen, ob sie Opfer oder 
Täter zu DDR-Zeiten gewe- 
sen sind, automatisch zu Tä- 
tern gemacht werden. Auch 
zwölf Jahre nach dem Mau- 
erfall ist eine Überprüfung 
ehemaliger Stasi-Mitarbei- 
ter im öffentlichen Dienst 
immer noch notwendig. Das 
finden ja selbst Parteimit- 
glieder von Herrn Schröder. 

Die eklatante Unkennt- 
nis   des   Bundeskanzlers 

ANGELA   MERKEL: 

Vorwurf: Korruption 
Während sich kaum jemand 
Erstellen kann, dass SPD- 
Generalsekretär Müntefe- 
ring nichts über die Um- 
stände des Baus der Müll- 
verbrennungsanlage in Köln 
mitbekommen haben soll, 
§ibt es Ängste in der Bundes- 
SPD, die Affäre könnte nur 
die Spitze eines sehr viel 
größeren Korruptionsskan- 
dals sein. Unterdessen hat 
die Parteivorsitzende die 
SPD  im  Deutschlandfunk 

aufgefordert, die Affäre 
„sehrgründlich" aufzuarbei- 
ten. Es gehe in erster Linie 
nicht darum, „mit markigen 
Worten alle Konsequenzen 
zu benennen", sondern das 
„Beziehungsgeflecht aufzu- 
decken". Zugleich stellte 
Angela Merkel klar, dass es 
sich bei der SPD-Affäre um 
einen „qualitativ anderen 
Sachverhalt" handle als bei 
der Union: „Es geht um den 
Vorwurf der Korruption." 

zeigt leider auch, wie weit er 
sich von der Realität und be- 
sonders von den Menschen 
in den neuen Ländern ent- 
fernt hat. Alle Reisen in den 
Osten haben nichts genutzt: 
Herr Schröder hat vom Os- 
ten immer noch nichts ver- 
standen! Die unsinnige For- 
derung, einen Schlussstrich 
unter der DDR-Vergangen- 
heit zu ziehen, entbehrt jeder 
Sachkenntnis. 

Daher ist es sehr bedenk- 
lich, wenn der Bundeskanz- 
ler nahezu wortwörtlich 
Formulierungen der SED- 
Nachfolgepartei PDS über- 
nimmt, nur um sich den Ver- 
tretern der Täter-Gesell- 
schaft an den Hals zu werfen. 
Hinzu kommt, dass Schröder 
ausklammert, dass auch 
Westdeutsche ohne Not für 
die Stasi gespitzelt haben. 

Wenn jemand mit der 
Stasi zusammengearbeitet 
hat, muss überprüft werden, 
welche Rolle er gespielt hat: 
egal ob er im Westen oder im 
Osten unseres Landes gebo- 
ren wurde. Herr Schröder 
scheint auch nicht zu wissen, 
dass die Stasi-Überprüfun- 
gen 2006 ohnehin enden wer- 
den. Wir werden dafür sor- 
gen, dass die Aufarbeitung 
der DDR-Diktatur nicht be- 
endet ist. UD 
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s/w/w d/<?.«\y Krimis ist noch 
nicht in Sicht, - die Geschi- 
chte geht erst richtig an. Es 
gibt den Verdacht, dass ein 
MüU-Multi in den neunziger 
Jahren einem der Anführer 
der damals regierenden SPD 
die Spenden gegeben hat, um 
den Zuschlag für den Kauf 
einer 800 Millionen Mark 
teuren Müllverbrennungs- 
anlage in Köln zu erhalten. 
Das wäre eine der größten 
Affären der Republik. Süd 
deutsche Zeitung 

stückelt, das Geld so gewa- 
schen in das Finanzsystem 
einer Partei eingeschleust 
hat, dass darüber hinaus ein 
Schatzmeister ein Netzwerk 
von Parteimitgliedern mit il- 
legalen Spendenquittungen 
augestattet, damit zur Steu- 
erhinterziehung angestiftet 
und straffällig gemacht hat- 
das erinnert an mafiose 
Strukturen. Die Welt 

Vieleicht sogar einer 
der größten Skandale 

der Republik 

Seit den Tagen des Flick- 
Skandals gibt es die Rede- 
wendung von der „besonde- 
ren Pflege der politischen 
Landschaft". Mögliche/wei- 
se braucht es aber bald einen 
neuen Begriff, der Land- 
schaftspflege und Korrup- 
tion miteinander vereint: 
„Kölner Verhältnisse". Und 
das wäre dann wohl wirklich 
ernst. Fest steht, dass die 
Kölner SPD auf verwinkelten 
Wegen 340.000 Mark erhal- 
ten hat, die nicht als Partei- 
spenden deklariert wurden. 
Das Bargeld ist gestückelt 
worden, um die Herkunft zu 
verschleiern. Die 
SPD in Nord- 
rhein-Westfalen    SPD fällt vom hohen Ross 
hat schonungslose 
Aufklärung ver- 
sprochen. Man wird die Par- 
tei beim Wort nehmen müs- 
sen. Wer bei diesem Ver- 
dunkelungsmanöver mitge- 
macht hat, muss sein Mandat 
zurückgeben, selbst wenn die 
Namen auf der Reserveliste 
der Kölner Ratsfraktion aus- 
gehen sollten. Aber der Ab- 

Kriminelle Energie 

In der Kölner SPD ist über 
Jahre hinweg ein perfides 
System von Spenden- und 
Geldwäsche, vermutlich so- 

Wo bleibt 
Müntefering? 

Der Berliner SPD-Führung 
hat der Kölner Schwarz- 
geldskandal die Sprache ver- 
schlagen. Dass es der Partei' 
Vorsitzende Schröder mit ei- 
ner knappen Bemerkung be- 

gar verbunden mit Korrup- 
tion, entwickelt und gepflegt 
worden. Journalisten trau- 
en vielen alles zu; vor allem, 
wenn es sich um Politiker 
handelt. Dass aber ein 
führender Funktionär - 
nach bisheriger Faktenlage 
-   eine   Großspende   zer- 

wenden lässt, ist noch zu ver- 
stehen, da er nun einmal als 
Bundeskanzler dem Tages- 
geschäft der Partei enthoben 
ist. Aber wo bleibt General- 
sekretär Müntefering, der 
sonst nie um ein Wort verle- 
gen ist und als gerade erst ab- 
getretener SPD-Landesvor- 
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sitzender nicht weniger be- 
troffen ist als sein Nachfolger 
Schartau? Noch Anfang Ja- 
nuar reagierte Müntefering 
"litzartig auf eitlen angebli- 
chen Finanzierungsskandal 
der CSU, der sich alsbald als 
Seifenblase entpuppte. Zu 
Köln fehlen ihm die Worte, 
^is es um die verheimlichten 
Spenden des ehemaligen 
Bundeskanzlers Kohl und die 
Schwarzen Kassen der hessi- 
Schen CDU ging, hat sich die 
SPD sehr aufs hohe Ross ge- 
Setzt. Von dem ist sie nun her- 
ber gefallen. 

Frankfurter Allgemeine 

Heißem Sie Hase, 
Herr Müntefering? 

Wenn man Sie, Franz Münte- 
fering, in diesen Tagen als 

^^-Generalsekretär    auf 
äen Bildschirmen sieht, fed- 
e/1   einem    unwillkürlkich 
Schillers „Kraniche deslby- 

Us"   ein.   Dort   heißt   es: 
''   °ch ihm war kaum das 
. °'t entfahren, möchte er's 
lr)1 Busen gern bewahren." 

Cn Sie können nicht mehr 
gesagt machen, was Ihnen 

Heiland zum Spendenskan- 
W der CDU alles einfiel. 

Zwischen „Pest und Kohl- 
Ära" sahen Sie die CDU 
„mitten im Sumpf". Wörtlich 
tönten Sie: „Es gab und gibt 
bei uns keine schwarzen Kas- 
sen." Welche Selbstgerech- 
tigkeit! Heute jammern Sie, 
man dürfe die SPD für das 
Kölner Spenden-Desaster 
nicht in Sippenhaft nehmen. 
Welch kurzes Gedächtnis! 
Haben Sie wirklich ver- 
drängt, dass Ihr Partei- 
freund Peter Struck damals 
an die Adresse des politi- 
schen Gegners sagte: „Ich 
spreche der CDU die mora- 
lische Legitimation ab,unser 
Land zu regieren." War das 
keine Sippenhaft? 

Welt am Sonntag 

Tiefer Fall 

Hochmut kommt vor dem 
Fall - daran dürften ange- 
sichts der Kölner Vorgänge 
derzeit viele Sozialdemokra- 
ten mit Blick auf die Spen- 
denaffäre in der Union er- 
innert werden. Wie hatten 
führende Genossen doch 
selbstgerecht über das Ver- 
halten von Kohl, Kanther 
oder Koch geurteilt; die ei- 
gene Partei hoben sie mora- 

lisch fast in den Himmel, 
während die CDU als Brut- 
stätte von Finanzkungelei 
diffamiert wurde. Um so 
tiefer sitzt nun der Schock. 
Von persönlicher Niederlage 
spricht SchatzmeisterinWet- 
tig-Danielmeier, und die 
ganze Angelegenheit sei ihr 
unverständlich. Ja, wo lebt 
diese SPD-Politikerin denn? 
Neue Osnabrücker Zeitung 

Weit über Köln hinaus 

Der Skandal ragt weit über 
den üblichen Kölner Klüngel 
hinaus. Zum erstenmal ha- 
ben sich Teile einer Partei zu 
einer fast schon kriminellen 
Vereinigung zusammenge- 
schlossen, um eine Groß- 
spende zu verschleiern. 38 
Kölner SPD-Mitglieder ha- 
ben die 511.000 Mark, die 
von einem Unternehmen ka- 
men, unter eigenem Namen 
in kleineren Beträgen in die 
Parteikasse eingezahlt. Da- 
für bekamen sie auch noch 
Spendenquittungen fürs Fi- 
nanzamt. 38 Verstöße gegen 
das Parteiengesetz, 38 Fälle 
von Steuerhinterziehung. Da- 
für muss es 38 harte Verur- 
teilungen geben. Bild 
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FLUGBLATT 

Rot-grünes Zuwanderungs- 
gesetz ist Mogelpackung! 
Deutschland ist ein weltoffenes Land und lei- 

stet für Flüchtlinge mehr als viele andere 

Staaten. Das soll auch in Zukunft so bleiben. 

Dies setzt aber voraus, dass wir die Fremden, die 

zu uns kommen, umfassend in die deutsche Ge- 

sellschaft integrieren. Dazu gehört z.B. eine aus- 

reichende Kenntnis der deutschen Sprache und 

die Respektierung unserer Werte und unserer 

Gesetze. Integration kann nur gelingen, wenn die 

Zuwanderung auf ein verkraftbares Maß be- 

schränkt bleibt. 

Rot-grünes Gesetz führt zur Ausweitung 

der Zuwanderung 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung führt 

nicht zu einer Begrenzung der Zuwanderung. Im 

Ergebnis wird es mehr Zuwanderung geben. 

• Der seit 1973 geltende Anwerbestopp für 
ausländische Arbeitskräfte soll generell auf- 

gehoben werden. 

• Ausländer sollen die Erlaubnis erhalten, sich 
ohne konkretes Arbeitsplatzangebot und ohne 

Bedarfsprüfung auf Dauer in Deutschland 

niederzulassen. 

• Bei Illegalen sollen alleine durch Zeitablauf 
Daueraufenthaltsrechte entstehen. 

Angesichts über 4 Millionen Arbeitsloser in 

Deutschland besteht- von Spezialisten abgese- 

hen - zurzeit kein Bedarf für weitere Zuwande- 

rung. Jede Zuwanderung geht zu Lasten einhei- 

mischer Arbeitsloser. 

• Nicht zu akzeptieren ist auch die Absicht von 
Rot-Grün, die Gründe für die Anerkennung des 

so genannten „kleinen Asyls" (Flüchtlinge) 

massiv auszuweiten. Dies führt unweigerlich zu 

verstärkter Zuwanderung in die Sozialsysteme. 

• In der Sache nicht gerechtfertigt ist auch der 
Versuch, durch eine Fülle von Ausnahmevor- 

schriften das Nachzugsalter für Kinder auf bis 

zu 18 Jahren festzulegen. Die PISA-Studie 

zeigt: Der frühe Erwerb der deutschen Sprache 

ist unerlässlich. Deshalb müssen Kinder so 

früh wie möglich nach Deutschland kommen. 

• Völlig unbefriedigend ist schließlich auch die 
Regelung der Kosten der Integration. Der 

Bund kann nicht durch seine Gesetze immer 

mehr Zuwanderung zulassen und die damit 

verbundenen Kosten auf die Länder und 

Kommunen abwälzen. 

Die CDU sagt NEIN zu einem Gesetz, das die 

Zuwanderung von Ausländern nach Deutschland 

nicht begrenzt und qualitativ steuert, sondern 

massiv ausweitet. 

Die Mehrheit der Deutschen lehnt mehr Zuwan- 

derung ab. Das hat nichts mit Ausländerfeind- 

lichkeit zu tun. Wir müssen realistisch bleiben 

und dürfen die Integrationskraft der Gesellschaft 

nicht überfordern. Deutschland hat keinen Man- 

gel an Zuwanderung, wohl aber einen Mangel an 

Integration. Hier gibt es noch viel zu tun. 

Bei über 4 Millionen Arbeitslosen muss 

der Zuzug nach Deutschland strikt 

begrenzt bleiben. Dafür kämpft die CDU. 

Gemeinsam mehr aus Deutschland machen. CDU] 
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